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Einleitung 

Die gleichberechtigte Teilhabe aller am politischen Prozess ist grundlegen-
de Voraussetzung für eine funktionierende Demokratie. Obwohl die Hälfte 
der Wahlberechtigten weiblich ist und die Geschlechter de jure gleiche 
Rechte besitzen, sind demokratische Institutionen nach wie vor vor männ-
lich dominiert. Seit der Wahl 2017 sind lediglich etwas mehr als ein Drittel 
der österreichischen Abgeordneten weiblich. Der Nationalrat verfehlt da-
mit das Ziel Geschlechterparität deutlich. Zudem stieg der Anteil weibli-
cher Abgeordneter in den letzten 15 Jahren kaum an. Dieser Befund er-
scheint überraschend, haben sich doch die Sozialdemokratische Partei 
Österreichs (SPÖ), Grüne und vor kurzem auch die Österreichische Volks-
partei (ÖVP) freiwillig Frauenquoten auferlegt. Die neue Volkspartei unter 
Sebastian Kurz nutzte bei der letzten Wahl erstmals das sogenannte Reiß-
verschlussverfahren, eine besonders rigide Quotenregelung, bei der Män-
ner und Frauen stets abwechselnd auf Listen gereiht werden. Trotz dieser 
Bemühungen entsandte die Partei lediglich 20 Frauen auf 62 Mandate.  

Ziel dieses Arbeitspapieres ist es, die Unterrepräsentation von Frauen im 
österreichischen Nationalrat aufzuarbeiten: Welche positiven Effekte kann 
man sich von 50 Prozent Frauen im Parlament erhoffen? Warum kommt 
das Land diesem Ziel trotz Quoten nicht näher? Und welche weiteren 
Maßnahmen sind möglich und nötig?  

Um diese drei Fragen zu beantworten, nehmen wir eine ausführliche Be-
standsaufnahme für Österreich vor und analysieren die Ursachen des 
stagnierenden Frauenanteils im Parlament. Damit stellt dieses Arbeitspa-
pier die bisher umfassendste Datensammlung und -analyse über die par-
lamentarische Repräsentation von Frauen in der zweiten Republik dar. 
Unsere Ergebnisse zeigen insbesondere, dass die kleinen Regionalwahl-
kreise spezielle Hürden für die Implementierung von Frauenquoten schaf-
fen. Während es in vielen anderen Ländern mit Verhältniswahlsystemen 
ausreicht, wenn Parteien jeden zweiten Listenplatz an eine Kandidatin 
vergeben, ist dieses Reißverschlussprinzip in Österreich nicht effektiv. 
Zweitgereihte in den österreichischen Regionalwahlkreisen kommen häu-
fig nicht zum Zug, da Parteien oft lediglich ein Mandat gewinnen. Nur 
wenn auch jede zweite Liste von einer Frau angeführt wird, kann Ge-
schlechterparität im Nationalrat erreicht werden.   
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Bestandsaufnahme: Frauen im österr. Parlament 

Derzeit sind 34,4 Prozent der Abgeordneten im Nationalrat weiblich. Da-
mit liegt Österreich auf Platz 14 der insgesamt 42 Länder, die entweder 
der OECD oder der Europäischen Union angehören und die als vergleich-
bare westliche Industriestaaten angesehen werden können. Der Frauen-
anteil hierzulande befindet sich demnach im internationalen Vergleich im 
oberen Mittelfeld. Wie in Abb. 1 ersichtlich, werden insbesondere in den 
skandinavischen Ländern mehr Frauen gewählt als in Österreich. Aber 
auch Spitzenreiter Schweden schafft keine geschlechtergerechte Reprä-
sentation; dort lag der Frauenanteil Ende 2017 bei 43,6 Prozent. In Staa-
ten wie Island, Belgien und den Niederlanden, die von der Bevölkerungs-
struktur mit Österreich besonders gut vergleichbar sind, werden ebenfalls 
mehr Frauen in die nationalen Parlamente gewählt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 1: Frauenanteil in nationalen ersten Kammern in den Mitgliedsstaaten der 
OECD und Europäischen Union am 31.12.2017.  
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In der zweiten Kammer des österreichischen Parlaments, dem Bundesrat, 
liegt der Frauenanteil sogar noch etwas niedriger als im Nationalrat (siehe 
Abb. 2). Von 61 Entsandten der Bundesländer waren Ende 2017 lediglich 
31,1 Prozent weiblich. Im internationalen Vergleich der westlichen Indust-
riestaaten liegt das Land damit auf Platz 8 (der 20 Staaten, die eine zweite 
Kammer haben). Erneut sind es Länder wie Belgien und die Niederlande, 
ebenso wie Deutschland und Spanien, deren zweite Kammern überdurch-
schnittlich viele weibliche Mitglieder haben. Im belgischen Senat wird 
sogar Parität zwischen Männer und Frauen erzielt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 2: Frauenanteil in nationalen zweiten Kammern in den Mitgliedsstaaten der 
OECD und Europäischen Union am 31.12.2017. 

Anmerkung zu Abb1 & Abb2: Die gestrichelte Linie zeigt den durchschnittlichen 
Frauenanteil im Parlament über alle Länder hinweg. 

Datenquellen Abb. 1 und 2: Interparliamentary Union (2018).  
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Seit den 1970er Jahren bis zur Wahl 2002 traten stetig mehr Frauen Man-
date an, wie aus der Betrachtung von Abb. 3 hervorgeht. In dieser Zeit ist 
der Frauenanteil rapide von unter fünf Prozent auf 33,8 Prozent gestiegen. 
Ursprünglich war man überzeugt, dass insbesondere die Vorbildrolle, die 
weibliche Abgeordnete für andere politisch interessierte Frauen einneh-
men, langfristig zu Geschlechterparität in den Parlamenten führen würde 
(siehe bspw. Salmond 2006, Matland 1993). Allerdings endete in den letz-
ten 15 Jahren der positive Zeittrend und seitdem schwankt der Frauenan-
teil um knapp ein Drittel der Mandatar*innen.  

Mit dieser Entwicklung steht Österreich nicht alleine da: auch in Ländern 
wie Deutschland, Australien, Luxemburg, Bulgarien, Kroatien, Lettland, 
Mauritius oder Peru stagnieren die Fortschritte bei der Repräsentation 
von Frauen, ohne die 50-Prozentmarke erreicht zu haben. In einigen Fäl-
len ist der Frauenanteil unter den Mandatar*innen sogar rückläufig.  

 

Abb. 3: Frauenanteil im Nationalrat von 1945 bis 2017 nach Parteien. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf der Liste der NR-Mandatar*innen.  
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Immer häufiger stellen wissenschaftliche Studien daher die Idee in Frage, 
dass die Modernisierung der Gesellschaft ganz von selbst zu einem höhe-
ren Frauenanteil im Parlament führen wird (Leyenaar 2013, Kjær 1999). 
Als mögliche Ursache der Stagnation wird insbesondere eine Veränderung 
der Rekrutierungs- und Nominierungsstrategie der Parteien vermutet: 
War es für Frauenorganisation in den 1980ern einfach, für einen höheren 
Frauenanteil zu lobbyieren, rückt heute vermehrt auch die Repräsentation 
anderer Gruppen wie junger Menschen, Geringverdienender oder von 
Menschen mit Migrationshintergrund in den Vordergrund (Kroeber et al. 
2018). Oft wird die Nominierung dieser Gruppen von den Parteispitzen 
gegeneinander abgewogen, während der Anteil der männlichen, älteren, 
besserverdienenden Kandidaten ohne Migrationshintergrund stabil bleibt. 

Ebenfalls aus Abb. 3 lässt sich die Verteilung der Nationalrätinnen auf die 
Parteien ablesen. Ursprünglich stellten die Sozialdemokraten den Großteil 
der weiblichen Abgeordneten. Dies ist ein typisches Phänomen, das ähn-
lich in vielen Ländern auftritt: ideologisch linke Parteien oder Arbeiterpar-
teien verstehen sich als Vertretung der Stimmlosen in der Gesellschaft. 
Das betrifft Geringverdienende ebenso wie Frauen und somit sind solche 
Parteien offener für deren aktive politische Teilhabe (Caul 1999, Krook 
und Childs 2010). 

Der Anteil der Frauen in den Parteien rechts der Mitte stieg erst ab den 
1900er Jahren verstärkt an und ermöglichte somit auch konservativen 
Politikerinnen Zugang zum Parlament. Doch bis heute bleiben die Unter-
schiede im Geschlechterverhältnis über die Parteigrenzen hinweg deutlich 
sichtbar: Nach der Wahl erreichte lediglich die Liste Pilz einen Frauenan-
teil von 50,0 Prozent im Parlamentsclub, dicht gefolgt von der SPÖ, die 
46,2 Prozent Mandatarinnen entsandte und den NEOS mit 40,0 Prozent 
weiblichen Abgeordneten. Deutlich abgeschlagen dagegen liegen ÖVP 
(32,3 Prozent) und die Freiheitliche Partei Österreich (FPÖ, 25,5 Prozent). 
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Erwünschte Nebenwirkungen: Effekte verstärkter 
Präsenz von Frauen in Parlamenten 

Drei Argumente werden zur Rechtfertigung einer geschlechtergerechten 
Repräsentation von Frauen herangezogen. Diese stellen zum einen die 
bessere Vertretung der inhaltlichen Präferenzen von Bürgerinnen in den 
Mittelpunkt, zum anderen die möglichen Auswirkungen auf die Anzahl der 
weiblichen Regierungsmitglieder - aber auch das Potential für eine Steige-
rung der demokratischen Qualität im Staat. 

Die Interessen aller Bürger*innen vertreten 

Unter dem Schlagwort ‚Politics of Presence‘ – sinngemäß ‚Politik durch 
Anwesenheit‘ – ist in der Repräsentationsforschung die Idee bekannt, dass 
nur die gesellschaftlichen Gruppen, die im Parlament mitreden, ihre Inter-
essen im politischen Prozess durchsetzen können (Phillips 1995). Jene, die 
typischerweise nur als Minderheiten in Parlamenten vertreten sind – wie 
Frauen, junge Menschen, Geringverdienende oder Migrant*innen – sind 
dem Wohlwollen der dominierenden männlichen Mehrheit ausgesetzt. 
Denn die politischen Einstellungen von Frauen unterscheiden sich von 
Männern, insbesondere wenn es um Themen geht, die ausschließlich oder 
tendenziell stärker den weiblichen Teil der Bevölkerung betreffen.  

Dieser Bezug kann Folge biologischer Besonderheiten sein, wenn es bei-
spielsweise um Gesundheitsversorgung in der Schwangerschaft oder Ab-
treibungspolitik geht, oder aus der traditionellen Aufgabenteilung zwi-
schen Mann und Frau resultieren, wie im Themenbereich Kinderbetreu-
ung und Familie. Weibliche Abgeordnete sind ähnlichen Erfahrungen aus-
gesetzt, wie die weibliche Bevölkerung, wodurch sie ein besseres Ver-
ständnis für diese Probleme haben als ihre männlichen Kollegen. Sie tre-
ten daher typischerweise als Stimme von Frauen für Frauen auf (Williams 
1998, Mansbridge 1999). 

Forschung aus zahlreichen Ländern bestätigt den Zusammenhang zwi-
schen dem Geschlecht von Abgeordneten und ihrer parlamentarischen 
Arbeit. Laut verschiedener britischer Studien haben weibliche Parlaments-
mitglieder häufig liberalere (teils sogar feministische) Einstellungen als 
ihre männlichen Kollegen (Childs 2001, Campbell, Childs und Lovenduski 
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2010). Aus anderen europäischen Ländern wie Irland, Belgien und Schwe-
den existieren Belege dafür, dass Frauen auch bestimmte Themen gezielt 
in den Mittelpunkt rücken und bei parlamentarischen Anfragen sowie 
Reden im Plenum über „Frauenthemen“ sprechen (Bäck, Debus und Mül-
ler 2014, Baumann, Debus und Müller 2015, Celis 2006). In den USA, in 
denen Abgeordnete bei Abstimmungen über Gesetze eher dazu tendieren 
von der Parteilinie abzuweichen, als in Österreich üblich, neigen Parla-
mentarierinnen zudem dazu, liberale Gesetzesvorhaben wie eine flächen-
deckende Gesundheitsversorgung oder einen Ausbau des Sozialstaates zu 
befürworten (siehe z.B. Gerrity, Osborn und Mendez 2007, Reingold 2000).   

Das betrifft Geringverdienende ebenso wie Frauen. Somit sind solche Par-
teien offener für deren aktive politische Teilhabe (Caul 1999, Krook und 
Childs 2010). Dabei geht diese Forschung meist nicht von einem einheitli-
chen Interesse aller Frauen über jegliche Themen hinweg aus. Vielmehr 
weiß man, dass sich die politischen Positionen zwischen (werte-)konser-
vativen, liberalen und linksgerichteten Abgeordneten unterscheiden. 
Letztlich scheint aber das Geschlecht mindestens so wichtig für die Aus-
richtung der parlamentarischen Arbeit zu sein wie die ideologische Orien-
tierung: Auch weibliche Abgeordnete aus konservativen Parteien befassen 
sich vermehrt und intensiver mit Fragen der Kinderbetreuung oder Ge-
sundheitsfürsorge, selbst wenn daraus nicht die gleichen Positionen wie 
bei ihren liberaleren Kolleginnen abgeleitet werden (Frederick 2009, Celis 
und Childs 2012).  

Aus der von uns durchgeführte Datenanalyse geht hervor, dass auch die 
österreichischen Abgeordneten Frauenthemen als Arbeitsschwerpunkte 
setzen. So gehören die Mandatarinnen tendenziell Ausschüssen mit Bezug 
zu klassischen Frauenthemen an. Wie Tab. 1 zeigt, ist der Frauenanteil im 
Gleichbehandlungsausschuss am höchsten: Weibliche Abgeordnete beset-
zen 20 der 21 Sitze. Überdurchschnittliche Frauenanteile sind unter ande-
rem auch in den Ausschüssen für Familie und Jugend, Wissenschaft, Ge-
sundheit und Unterricht zu beobachten. Schlusslichter dagegen sind die 
Ausschüsse für Finanzen und Wirtschaft, in denen lediglich vier bezie-
hungsweise drei Frauen aktiv sind. Es sind somit die Themen, die entwe-
der direkten Bezug zum Geschlecht haben oder aber die, in denen Frauen 
gemäß traditioneller Rollenbilder die Hauptverantwortung tragen, in de-
nen weibliche Nationalratsabgeordnete aktiver sind als ihre Kollegen. 



JBZ – arbeitspapier 46  
Warum sich der Gender Gap durch den Reißverschluss nicht schließen lässt  11 

Ausschuss 
% weibliche  
Mitglieder Vorsitz 

Stellvertre-
terinnen 

Gleichbehandlung  95.2 weiblich 3 von 3 

Familie und Jugend  71.4 männlich 2 von 2 

Menschenrechte  52.4 männlich 1 von 3 

Wissenschaft  52.4 männlich 1 von 3 

Kultur  47.6 männlich 2 von 3 

Petitionen, Bürgerinitiativen  47.6 männlich 0 von 2 

Sport  47.6 weiblich 1 von 3 

Volksanwaltschaft  47.6 weiblich 2 von 3 

Forschung, Innovation, Digitalisierung  42.9 männlich 1 von 3 

Unvereinbarkeit  42.9 männlich 2 von 2 

Verfassung  42.9 männlich 0 von 3 

Gesundheit  38.1 (*) 2 von 2 

Tourismus  38.1 männlich 0 von 3 

Unterricht  38.1 männlich 1 von 3 

Arbeit und Soziales  33.3 männlich 1 von 3 

Bauten und Wohnen  33.3 weiblich 0 von 3 

Budget  33.3 weiblich 0 von 3 

Konsumentenschutz  33.3 männlich 0 von 3 

Rechnungshof  33.3 weiblich 1 von 3 

Innere Angelegenheiten  28.6 weiblich 0 von 3 

Land- und Forstwirtschaft  28.6 männlich 0 von 3 

Außenpolitik 23.8 männlich 0 von 3 

Geschäftsordnung  23.8 männlich 0 von 3 

Hauptausschuss  23.8 männlich 2 von 2 

Justiz  23.8 weiblich 0 von 3 

Landesverteidigung  23.8 männlich 0 von 3 

Umwelt 23.8 männlich 0 von 3 

Finanzen 19.0 männlich 0 von 3 

Immunität  19.0 männlich 0 von 1 

Verkehr  19.0 männlich 0 von 3 

Wirtschaft, Industrie, Energie  14.3 männlich 1 von 3 

Tab. 1: Anteil weiblicher Mitglieder, Geschlecht des vorsitzes und der Stellvertre-
tenden in den ständigen Ausschüssen des 26. Nationalrats. 
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(*) zum Zeitpunkt der Datenerhebung nicht besetzt (1. Juni 2018).  

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf der Liste der NR-Ausschussmitglieder. 

 

Inwiefern die weiblichen Abgeordneten ihre Themen bestmöglich bear-
beiten können, solange sie zahlenmäßig unterrepräsentiert sind, ist frag-
würdig. Im Durchschnitt haben die Mandatarinnen 36,9 Prozent der Aus-
schusssitze inne, was ein höherer Wert ist als der Frauenanteil im Parla-
ment. Ein Versuch der Ausbalancierung der Geschlechterverhältnisse in 
den Ausschüssen findet somit durchaus statt. Umgekehrt müssen die 
Mandatarinnen aber auch eine stärkere Ausschussaktivität aufbringen 
und sind somit einer höheren Arbeitsbelastung ausgesetzt als ihre männli-
chen Kollegen. Die eher einflussreiche und gut sichtbare Position des Aus-
schussvorsitzes erreichen Frauen dagegen verhältnismäßig selten: nur 
acht der 21 Ausschüsse werden von Parlamentarierinnen geleitet, was 
einem Anteil von 25,8 Prozent entspricht (siehe Tab. 1). Unter den stell-
vertretenden Vorsitzenden ist der Prozentsatz mit 26,7 Prozent nur mar-
ginal höher. In zwölf Ausschüssen findet sich keine einzige Frau unter den 
Vorsitzenden und deren Vertretern, während nur ein einziger Ausschuss 
ohne Männer in der Führung besetzt ist. So lange Frauen im Parlament 
zahlenmäßig unterrepräsentiert bleiben, wird ihre inhaltliche Arbeit so-
wohl durch die höhere Arbeitsbelastung pro Person als auch durch die 
Benachteiligung bei der Vergabe einflussreicher Positionen erschwert. 

Frauen in der Regierung repräsentieren 

Der niedrige Frauenanteil im Parlament ist auch Ursache einer noch weit-
reichenderen Unterrepräsentation von Frauen in den höchsten politischen 
Ämtern. So ist der Frauenanteil unter den Staats- und Regierungs-
chef*innen in den Mitgliedsländern der Europäischen Union noch immer 
verschwindend gering. Seit 1945 waren lediglich sechs Prozent der mäch-
tigsten Personen im Staat Frauen. Österreich trug bisher nicht zu dieser 
Quote bei.  

Wie Abb. 4 verdeutlicht, stellt das Parlament den wichtigsten Rekrutie-
rungsort für diese Führungsposition dar: 80 Prozent aller Regierungschef*-
innen in Europa haben vorher in den nationalen Parlamenten politische 
Erfahrung gesammelt (Zentrum für Demokratieforschung (ZDemo) 2018). 
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Nur wenn der Anteil der Mandatarinnen die 50 Prozentquote erreicht, be-
finden sich Frauen in einer ähnlich guten Ausgangslage wie ihre männli-
chen Kollegen für eine Wahl an die Staatsspitze. Wenn der Pool an Kandi-
dat*innen zu gleichen Teilen mit beiden Geschlechtern gefüllt wäre, wür-
den sich Chancen von Frauen auf ein Regierungsamt deutlich verbessern.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 4: Anteil der Regierungschef*innen in Europa, die vor Amtsantritt gewählte 
Abgeordnete im nationalen Parlament waren.  

Datenquelle: Zentrum für Demokratieforschung (ZDemo) (2018) 

 

Auch Bundesminister*innen werden zu großen Teilen aus dem Parlament 
rekrutiert (Dowding und Dumont 2014, Blondel und Thiébault 1991). 
Durch die Tätigkeit in der Legislative werden zukünftige Regierungsmit-
glieder mit den formellen und informellen Regeln der Gesetzgebung ver-
traut und wissen, wie man Unterstützung für Gesetzesvorhaben generiert 
(Fettelschoß 2009). Somit ist das Parlament das nützlichste und wichtigste  

Sprungbrett in ein Ministeramt. Die Geschlechterungleichheit im National-
rat im Falle Österreichs führt in Konsequenz sodann auch zur Unterreprä-
sentation von Frauen in den Kabinetten – wenn auch deutlich weniger 
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verzerrt. In den 2000ern gab es bereits zwei Bundesregierungen mit ei-
nem Frauenanteil von 50 Prozent, doch aktuell werden lediglich fünf der 
13 Ministerien von Frauen geführt (Stand März 2018). 

Demokratiequalität steigern 

Eine geschlechtergerechte Repräsentation kann aber auch über die Inte-
ressen von Frauen hinaus gesamtgesellschaftlich wünschenswerte Effekte 
entfalten, indem es die politische Legitimität des Parlaments aus Sicht 
aller Bürgerinnen und Bürger steigert und somit einen wichtigen Aspekt 
der Demokratiequalität erhöht. In Österreich, wie in den meisten Ländern 
der Europäischen Union, sank zuletzt die Zufriedenheit mit dem Funktio-
nieren der heimischen Demokratie. Das Vertrauen der Bevölkerung in 
Politiker*innen ist stetig rückläufig und nahm hierzulande in den letzten 
15 Jahren um knapp fünf Prozentpunkte ab. Der Anteil der Österrei-
cher*innen mit einer starken Bindung an eine Partei ist in diesem Zeit-
raum ebenfalls um sieben Prozentpunkte gefallen. Zudem hatte die Zu-
friedenheit mit dem Funktionieren der heimischen Demokratie 2014 ihren 
Tiefpunkt – auch wenn sich dieser Wert zuletzt wieder leicht erholte (Da-
tenquelle: Eigene Berechnungen basierend auf der European Social Survey 
2002-2016, Norwegian Centre for Research Data 2017).  Wie eine Studie 
aus den Niederlanden zeigt, ist eine derartige Verdrossenheit mit dem 
Funktionieren der Demokratie eine der wichtigsten Entstehungsgrundlage 
für populistische Einstellungen und somit für den aktuell zu beobachten-
den Erfolg rechtspopulistischer Parteien (Akkerman, Mudde und Zaslove 
2014). 

Werden politische Entscheidungen in Parlamenten getroffen, welche die 
gesellschaftliche Vielfalt abbilden, so sieht die Bevölkerung diese häufig 
als legitimer an. Denn ein höherer Anteil von Frauen (ebenso wie 
Migrant*innen oder andere traditionell benachteiligte Gruppen) symboli-
siert Offenheit des politischen Systems für Außenstehende. Meinungsviel-
falt im Parlament überträgt sich demnach auf eine positive Gesamtwahr-
nehmung der Demokratie. 
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Abb. 5: Vorhergesagte Demokratiezufriedenheit in Demokratien in Abhängigkeit 
vom Frauenanteil im Parlament. 

Datenquelle: Comparative Study of Electoral Systems (2011-2016). 

 

Dieser Zusammenhang wurde bereits 2005 in einer Analyse von 31 Län-

dern aufgezeigt, in der auch Österreich einbezogen wurde (Schwindt‐
Bayer und Mishler 2005) (siehe außerdem Banducci, Donovan und Karp 
2004). Im Rahmen des vorliegenden Arbeitspapieres wurden die Ergebnis-
se der Studie mit aktuelleren Daten der Comparative Study of Electoral 
Systems (2011-2016) repliziert.  Abb. 5 verdeutlicht, welchen Effekt ge-
schlechtergerechte Repräsentation auf die Demokratiezufriedenheit ha-
ben kann. Ein Anstieg des Frauenanteils um 10 Prozentpunkte steigert die 
angegebene Demokratiezufriedenheit der Bürger*innen im Durchschnitt 
um 0,25 Punkte (auf einer vierstufigen Skala).  

Wenn Österreich also statt 34,4 Prozent ganze 50 Prozent Frauen im Nati-
onalrat hätte, wären die meisten Bürger*innen wieder ‚eher zufrie-
den‘ mit dem Funktionieren ihrer Demokratie, statt sich einem ‚eher un-
zufrieden‘ weiter anzunähern.  
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Ursachen der Unterrepräsentation von Frauen im 
österreichischen Nationalrat 

Das vorherige Kapitel hat gezeigt, wie wichtig es ist, dass Frauen und 
Männer in Parlamenten gleichermaßen vertreten sind. Dennoch verhin-
dern Hürden sowohl auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite 
Geschlechterparität im Nationalrat. Einerseits mangelt es oft an einem 
ausreichenden Angebot an ambitionierten und erfahrenen Kandidatinnen 
für nationale Ämter. Andererseits müssen Parteien Kandidatinnen auch 
angemessen nachfragen und für Listenplätzen aufstellen, mit denen sie 
realistische Erfolgschancen haben. 

Niedrige politische Ambitionen 

Generell strebt nur ein kleiner Teil der Bevölkerung ein politisches Amt an, 
aber Frauen tendenziell seltener als Männer. Unterschiede in politischer 
Ambition zwischen männlichen und weiblichen Bürger*innen ziehen sich 
durch alle Altersgruppen und lassen sich unabhängig von politischer Rich-
tung, Einkommensniveau, Beruf und Abstammung nachweisen (Lawless 
und Fox 2013). Die Erklärungen für dieses geringere Interesse sind vielsei-
tig. Einerseits scheuen viele Frauen die Kombination aus familiärer, beruf-
licher und politischer Verantwortung, da die Übernahme von häuslichen 
Pflichten nur schwer mit der Übernahme politischer Ämter auf der natio-
nalen Ebene vereinbar ist (Fulton et al. 2006). Gleichzeitig trauen es sich 
Frauen trotz guter Eignung häufig nicht zu, ein politisches Amt zu beglei-
ten, aufgrund unterschiedlicher Geschlechtersozialisierung (Clark, Hadley 
und Darcy 1989) und Wahrnehmung ihrer Qualifikation (Crowder-Meyer 
und Lauderdale 2014). Darüber hinaus scheint auch eine Abneigung gegen 
Wettbewerb und geringeres Konkurrenzdenken die politischen Ambitio-
nen von Frauen zu reduzieren (Preece und Stoddard 2015). 

Geringe lokale Erfahrung 

Auch die niedrige Anzahl von Frauen, die in Gemeinderäten oder als Bür-
germeisterinnen politisch aktiv sind, bedingt die mangelhafte Repräsenta-
tion von Frauen im nationalen Parlament. Denn Erfahrung auf der lokalen 
Ebene ist richtungsweisend für eine spätere Karriere im nationalen Politik- 
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betrieb. Laut einer Befragung der Kandidat*innen zum Nationalrat 2013 
haben 60 Prozent der befragten Kandidaten und Kandidatinnen bereits 
politische Erfahrung im Gemeinderat oder als Bürgermeister oder Bür-
germeisterin gesammelt. Allerdings ist gerade auf der lokalen Ebene der 
Anteil von Frauen noch geringer als im Nationalrat. Abb. 6 verdeutlicht 
diesen negativen Trend am Beispiel des Landes Salzburg: Nur 22,2 Prozent 
der Gemeindevertreter*innen und 3,4 Prozent der Bürgermeister*innen 
waren 2016 weiblich.  

 

Abb. 6: Gemeindevertreter*innen und Bürgermeister*innen im Land Salzburg im 
Jahr 2016 nach Geschlecht. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf den Informationen der Salzburger 
Landesamtsdirektion und dem Referat für Frauen, Diversität und Chancengleich-
heit (2016). 
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Auch wenn das Salzburger Land in diesem Zusammenhang vergleichswei-
se niedrige Zahlen in Österreich aufweist, ist die Situation in anderen 
Bundesländern ähnlich (Salzburger Landesamtsdirektion und Referat für 
Frauen, Diversität und Chancengleichheit 2016). Gründe für die wenigen 
Frauen in lokalen Positionen ähneln Erklärungsansätzen auf der nationa-
len Ebene. Allerdings kommt hier erschwerend hinzu, dass es sich größ-
tenteils um Ehrenämter handelt und dies gerade für Frauen neben Beruf 
und häuslichen Pflichten eine dritte Belastung darstellt.   

Wenig Erfolg versprechende Listenplätze 

Die Rolle der Parteien und vor allem die Art und Weise wie Frauen von 
ihnen nachgefragt bzw. rekrutiert werden, ist ein weiterer wichtiger Erklä-
rungsansatz für den geringen Frauenanteil im Parlament. In Österreich 
obliegt die Ausgestaltung der Kandidat*innenrekrutierung den politischen 
Parteien selbst. Sie entscheiden nicht nur darüber, wer überhaupt kandi-
diert, sondern können Kandidat*innen auch mehr oder weniger erfolgs-
versprechende Listenplätze zuweisen. Gerade Spitzenpositionen sind be-
sonders begehrt, denn sie bekommen viel mediale und politische Auf-
merksamkeit und erhöhen die Chancen auf Erfolg immens. Dementspre-
chend liegt es nicht zuletzt an den politischen Parteien, wie viele Manda-
tarinnen ins Parlament einziehen und in Österreich neigen diese dazu, 
gerade Frauen für wenig erfolgversprechende Listenplätze zu nominieren.  

Betrachtet man lediglich die Gesamtzahl der durch die Parteien aufgestell-
ten Frauen für die Nationalratswahl 2017 – unabhängig vom Listenplatz – 
ergibt sich zunächst ein relativ ausgeglichenes Geschlechterverhältnis 
(siehe Abb. 7). So stellten sowohl die ÖVP als auch die SPÖ nahezu ge-
schlechtergerechte Kandidat*innenlisten zusammen. FPÖ und NEOS hin-
gegen schickten durchschnittlich weniger als 30 Prozent Kandidatinnen ins 
Rennen und blieben deutlich hinter der neuen Volkspartei und den Sozial-
demokraten zurück. Während es also deutliche Unterschiede zwischen 
den politischen Organisationen gibt, differieren die Frauenanteile der Par-
teien über die drei Wahlkreisebenen (Regional- und Länderwahlkreise so-
wie Bundeswahlvorschlag) kaum. Lediglich die Liste Pilz weist eine große 
Divergenz auf, mit fast 50 Prozent Kandidatinnen auf der nationalen Ebe-
ne, im Vergleich zu ca. 35 Prozent auf der Regional- und 30 Prozent auf 
der Landesliste. 
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Abb. 7: Anteile der Kandidatinnen an allen Nominierten auf den Listen der öster-
reichischen Parteien bei der Nationalratswahl 2017. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf den Kandidat*innenlisten zur Natio-
nalratswahl 2017 (Bundesministerium für Inneres 2018). 

 

Ob Parteien auch Frauen für erfolgsversprechende Listenplätze nominie-
ren, kann jedoch nicht vom prozentualen Geschlechteranteil der Kandi-
dat*innen abgeleitet werden. Eine Möglichkeit, die Erfolgschancen zu 
evaluieren, ist die Betrachtung der Spitzenkandidat*innen, denn diese 
haben die größten Erfolgsaussichten. Die durchschnittlichen Anteile der 
Listen, die von Kandidatinnen angeführt werden, ist in Abb. 8 dargestellt 
und verdeutlicht, dass es nur wenige weiblich geführte Listen gibt. Gerade 
auf der regionalen Ebene, auf welcher die meisten Sitze vergeben werden, 
sind bei den NEOS (40,6 Prozent), der SPÖ (34,4 Prozent), der ÖVP (31,25 
Prozent), der Liste Pilz (25 Prozent) und der FPÖ (15,36 Prozent) Frauen 
deutlich seltener auf dem höchsten Listenplatz als Männer. Bei der Natio-
nalratswahl 2017 konnten somit in erster Linie Kandidaten von Spitzen-
plätzen profitieren, während die Parteien Kandidatinnen zumeist auf 
deutlich weniger sichtbaren Positionen aufstellten.  
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Abb. 8: Anteile der Listen der österreichischen Parteien mit weiblichen Spitzen-
kandidatinnen an allen Listen bei der Nationalratswahl 2017. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf den Kandidat*innenlisten zur Natio-
nalratswahl 2017, (Bundesministerium für Inneres 2018). 

 

Ein zweiter Weg zur Bewertung des Geschlechterbias in der Listenpositio-
nierung ist die Betrachtung des Frauenanteils auf erfolgsversprechenden 
Listenplätzen. Das sind jene Positionen, mit denen Kandidat*innen in der 
vorangegangenen Wahl ins Parlament eingezogen sind. Wie in Abb. 9 er-
sichtlich, erhielt bei der Nationalratswahl 2017 durchschnittlich nur ein 
Drittel der kandidierenden Frauen einen aussichtsreichen Listenplatz auf 
der Regionalwahlkreisebene. Bei den Freiheitlichen kandidierten nur 
knapp 19 Prozent Frauen auf einem erfolgsversprechenden Platz, 33 Pro-
zent bei der neuen Volkspartei und immerhin knapp 46 Prozent bei den 
Sozialdemokraten. Gerade auf dieser Ebene, auf der 99 der 183 Mandate 
vergeben werden, nominieren Parteien Frauen meist nicht auf Listenplät-
zen, auf denen eine Wahl ins Parlament wahrscheinlich ist. Vielmehr fin-
det sich der Großteil der Kandidatinnen auf den hinteren Positionen und 
somit sind ihre Aussichten auf Wahlerfolg marginal.  
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Abb. 9: Anteile der Kandidatinnen auf erfolgsversprechenden Listenplätzen an 
allen Nominierten auf den Listen der österreichischen Parteien bei der NRW 2017. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf den Kandidat*innenlisten zur Natio-
nalratswahl 2017, Bundesministerium für Inneres (2018). 

 

Der Anteil der Frauen auf vielversprechenden Listenplätzen ist i.Ü. de-
ckungsgleich mit dem der gewählten weiblichen Abgeordneten. Die öster-
reichische Nationalratswahl bestätigt damit die Ergebnisse aus der For-
schung: Wenn Frauen auf aussichtsreichen Listenplätzen aufgestellt wer-
den, dann gewinnen sie auch. In früheren Studien wurde angenommen, 
dass stereotypisches Denken der Wählerinnen und Wähler die Wahlchan-
cen von Kandidatinnen negativ beeinflussen. Aktuelle wissenschaftliche 
Arbeiten hingegen zeigen, dass das Geschlecht nicht ausschlaggebend ist 
für die Evaluierung von Kandidat*innen durch Bürger*innen, sondern 
andere Faktoren wie Parteiideologie, Erfahrung oder der Status als Amts-
inhaber*in entscheidender sind (Darcy und Schramm 1977). Frauen sind 
demnach im politischen Wettbewerb nicht systematisch benachteiligt und 
Kandidatinnen sind keineswegs ein Manko für Parteien. Sie sind genauso 
häufig erfolgreich wie ihre männlichen Kollegen – wenn man ihnen dazu 
die Chance gibt. 
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Geringer Frauenanteil unter Neugewählten 

Die Nachfrage der Parteien nach neuen Kandidat*innen wird insgesamt 
auch durch die freiwerdenden Mandate bedingt, also die Anzahl der aus-
scheidenden Abgeordneten. Viele der derzeitigen Mandatare sind männ-
lich. Erst wenn diese ihr Amt niederlegen, werden Plätze für neue, poten-
tiell weibliche, Kandidat*innen frei. Daraus ergibt sich die gelegentliche 
Vermutung, dass der Frauenanteil im Zeitverlauf automatisch weiterstei-
gen wird. Abb. 10 deckt dies jedoch als Trugschluss auf. Damit der Frau-
enanteil langfristig auf 50 Prozent steigt, müsste mindestens die Hälfte 
der Neugewählten weiblich sein, tendenziell sogar mehr. Tatsächlich hat 
sich jedoch die Lücke zwischen männlichen und weiblichen Manda-
tar*innen, die ihre erste Amtszeit ausüben, seit den 1950er Jahren kaum 
geschlossen. 2013 waren lediglich 27 Frauen unter den 80 Neugewählten, 
das heißt nur 33,8 Prozent der freigewordenen Mandate wurden mit 
weiblichen Abgeordneten besetzt. Bei der letzten Wahl erreichte das Ge-
schlechterverhältnis einen bisher einmaligen Höhepunkt mit einem Anteil 
von 48,3 Prozent unter den Erstgewählten. Der geringe Frauenanteil unter 
den Neugewählten führt somit zu einer fortwährenden Unterrepräsenta-
tion von Frauen im Nationalrat.  

 

Abb. 10: Anteil der Neugewählten und Frauenanteil unter den Neugewählten im 
NR von 1945 bis 2017. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf der Liste der NR-Mandatar*innen. 
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Kleine Wahlkreisgröße 

Ein weiterer Faktor, der die Nachfrage von Parteien nach Kandidatinnen 
und somit die Unterrepräsentation von Frauen im Nationalrat beeinflusst, 
ist die Ausgestaltung des Wahlsystems. Zahlreiche Studien zeigen, dass 
insbesondere die Größe der Wahlkreise, also die Anzahl der zu vergeben-
den Mandate, den Anteil von Frauen in einer Institution sowohl positiv als 
auch negativ beeinflussen kann. In Parlamenten, die mit einem proportio-
nalen Wahlsystem gewählt werden, ist tendenziell der Anteil von weibli-
chen Abgeordneten höher als in Mehrheitswahlsystemen. In Letzteren, in 
denen pro Wahlkreis nur ein Mandat vergeben wird, haben es Frauen sehr 
viel schwerer, sich als Kandidatin in häufig von Männern dominierten Par-
teien durchzusetzen (z.B. Norris 1985). Gleichzeitig wird eine Kandidatin 
durch die Parteielite oft nicht als gute Vertreterin der etablierten Partei-
meinung angesehen, sondern tendenziell als Risikokandidatin, die nur 
einzelne Randgruppen der Bevölkerung glaubhaft vertreten kann.  
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Abb. 11: Durchschnittlicher Anteil der gewählten Kandidatinnen an allen Nomi-
nierten nach Regionalwahlkreisgröße bei der Nationalratswahl 2017. 

Anmerkungen: Wegen der geringen Fallzahl wurden zwei Wahlkreise mit 8 Man-
daten (41,7 Prozent Kandidatinnen) und ein Wahlkreis mit 9 Mandaten (50% 
Prozent Kandidatinnen) nicht abgebildet. 

Datenquelle: Eigene Analyse basierend auf den Kandidat*innenlisten zur Natio-
nalratswahl 2017, Bundesministerium für Inneres (2018). 

In proportionalen Systemen mit größeren Wahlkreisen hingegen haben 
Parteien ein Interesse daran, ihre Listen auszubalancieren, um die Präfe-
renzen von möglichst vielen Wählergruppen widerzuspiegeln. Eine ge-
mischte Liste mit Frauen und Männern wird unter diesen Umständen häu-
fig als Vorteil betrachtet und die Nominierung von Kandidatinnen bedeu-
tet nicht gleichzeitig die Ablehnung eines männlichen Kandidaten (z.B. 
Matland und Studlar 1996). Aber auch in proportionalen Systemen gibt es 
sehr große Unterschiede, denn je größer die Anzahl der Mandate pro 
Wahlkreis, desto höher der Anteil der gewählten Kandidatinnen, da auch 
die hinteren Listenplätze, auf denen sie sich oft befinden, aussichtsreich 
sind.  
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Abb. 11 präsentiert den durchschnittlichen Anteil gewählter Kandidatin-
nen nach Regionalwahlkreisgröße bei der Nationalratswahl 2017 und ver-
deutlicht, dass der Anteil der Frauen klar steigt, wenn die Wahlkreisgröße 
zunimmt. In Wahlkreisen mit sechs zu vergebenden Mandaten waren 
durchschnittlich 40 Prozent der Gewählten weiblich, bei Wahlkreisgrößen 
von drei oder vier lag dieser Schnitt hingegen bei unter zehn Prozent. So-
mit bestätigte sich bei der letzten Nationalratswahl für den österreichi-
schen Fall, was internationale Forschung bereits für andere Länder bele-
gen konnte: Das Wahlsystem moderiert die Nachfrage der Parteien nach 
Kandidatinnen.   

 

Maßnahmen: Die gläserne Decke durchbrechen 

Aus bisherigen Forschungsergebnissen lassen sich einige Maßnahmen 
ableiten, die die Repräsentation von Frauen stärken. 

Dem Wahlsystem angemessene Quotenregelungen 

Eine der effizientesten Maßnahmen, zur Erhöhung des Frauenanteils in 
nationalen Parlamenten ist eine Quotenregelung. Abb. 12 zeigt Existenz 
und Form von Quotenregelungen in verschiedenen europäischen Ländern. 
In sieben Ländern, beispielsweise Portugal, Spanien oder Slowenien, sind 
Quotierungen der Kandidat*innenlisten gesetzlich für alle Parteien glei-
chermaßen festgelegt (IDEA 2018).  
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Abb. 12: Übersicht über Typen von Frauenquoten in Europas Parlamenten. 

Datenquelle: Eigene Darstellung nach Daten von IDEA (2018) 

 

Bei Nichteinhaltung der Quoten können entweder die Zurückweisung der 
eingereichten Wahlvorschläge durch die Wahlbehörden (z.B. in Spanien)  
oder Bußgeldzahlungen drohen (z.B. in Portugal).  

In Österreich dagegen nutzen einige Parteien freiwillige Quoten um eine 
Mindestzahl von Frauen in Vertretungskörperschaften zu garantieren. 
Deren Einhaltung ist freiwillig und kann nicht gesetzlich durchgesetzt wer-
den, allerdings haben Parteien ein Interesse daran, selbstauferlegte Quo-
ten einzuhalten, um ihre Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit und den 
Medien zu unterstreichen. Gleichzeitig zeigt frühere Forschung, dass frei-
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willige Quoten oft einen hohen Anpassungsdruck für Parteien schaffen, 
die keine quotierten Kandidat*innenvorschläge erstellen (Caul 2001). 

Entscheidender als die gesetzliche Verankerung von Frauenquoten ist 
somit ihre genaue Ausgestaltung. Einige Quotenregelungen wie beispiels-
weise jene der SPÖ legen eine prozentuale Geschlechterquote (im Falle 
der Sozialdemokraten 40 Prozent) fest. Hierbei wird aber nicht geregelt, 
auf welchen Listenplätzen weibliche und männliche Kandidat*innen auf-
gestellt werden. Dies kann letztlich dazu führen, dass auf den vorderen 
Listenplätzen ausschließlich Männer kandidieren und sich Frauen auf 
aussichtslosen Listenplätzen befinden. Aus diesem Grund sind prozentuale 
Quotierungen, vor allem wenn sie nicht 50 Prozent vorsehen, oft nur ein 
bedingt sinnvolles und effektives Mittel, um Parität zu erreichen.  

Eine erfolgversprechendere Ausgestaltung der Geschlechterquote ist ein 
striktes Reißverschlussprinzip. Bei diesem muss einem Kandidaten immer 
eine Kandidatin auf der Liste folgen, mit dem Ziel, eine Listenparität zu 
erreichen, wie es beispielsweise die Grünen bereits seit 1993 praktizieren 
und die neue Volkspartei unter Kurz 2017 eingeführt hat (IDEA 2018).  

Keine dieser Quotierungen berücksichtigt jedoch angemessen die beson-
dere Schwierigkeit, die sich aus der geringen Wahlkreisgröße in Österreich 
ergibt. Durch die niedrige Anzahl der Mandate, die pro Regionalwahl-
kreisebene vergeben werden, sind meist nur die ersten Listenplätze 
erfolgsversprechend. So kommen in der Praxis trotz Reißverschlussprinzip 
in vielen Fällen nur männliche Kandidaten zum Zug, da diese die Listen 
meist anführen und die Wahlchancen auf dem zweiten Listenplatz bereits 
gering sind. 

Eine Möglichkeit, für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen weiblichen 
und männlichen Kandidat*innen zu sorgen, besteht in einer zentralen 
Vorgabe für die Aufstellung von Listen. Diese Maßnahme zielt darauf ab, 
dass Frauen auch die Hälfte der aussichtsreichen Listenplätze besetzen 
beziehungsweise 50 Prozent der Spitzenkandidat*innen sind. Dies wird 
beispielsweise von der Labour Party im Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland praktiziert. Dort werden 50 Prozent der erfolgs-
versprechenden Wahlkreise (d.h. Wahlkreise, in denen die Partei 
erwartungsgemäß gewinnt) an Kandidatinnen vergeben (IDEA 2018). Und 
so erreicht die Labour Party trotz unvorteilhaftem Wahlsystem 2017 eine 
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Quote von 45% Mandatarinnen und ist damit im Vergleich zu den anderen 
britischen Parteien mit einem Abstand von mehr als zehn Prozentpunkten 
Spitzenreiter (House of Commons Library 2017).   

Lokales Engagement von Frauen steigern 

Eine weitere sinnvolle Maßnahme ist eine verstärkte Einbindung von 
Frauen in die lokale Politik und die damit einhergehende Erweiterung des 
Pools an potentiellen Kandidatinnen. Dabei zeigt sich zum einen ein direk-
ter Effekt auf den Frauenanteil im Parlament, denn Parteien rekrutieren 
gezielt unter lokalen Amtsinhaber*innen. Zum anderen nehmen lokal akti-
ve Frauen eine gut sichtbare Vorbildrolle ein, durch deren Präsenz die 
politischen Ambitionen unter der weiblichen Bevölkerung gestärkt wer-
den kann.  

Zwei Arten von Maßnahmen können zu einer Steigerung des Frauenan-
teils in den Gemeinderäten und Bürgermeisterämtern führen. Erstens ist 
die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Ehrenamt zu verbessern. Bei-
spielsweise stehen zur typischen Sitzungszeit am Abend häufig keine Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten bereit, die Eltern eine problemlose Teil-
nahme ermöglichen würden. Da Frauen einen Großteil der Hausarbeit und 
Kinderbetreuung übernehmen (Ghassemi und Kronsteiner-Mann 2009, 
Miranda 2011), stellen für sie diese Abendtermine eine besondere Hürde 
dar. Flexiblere Sitzungszeiten würden daher gerade ihnen zugutekommen 

Zweitens ist eine Veränderung der Rekrutierungsmechanismen auf lokaler 
Ebene anzustreben. So werden Kandidat*innenlisten häufig in informellen 
und sehr undurchsichtigen Verfahren zusammengestellt.  

Gerade weil Frauen nicht Teil der aktuellen Lokalpolitik sind, bleiben sie 
daher oft schlecht informiert über die Möglichkeiten politischer Teilhabe. 
Die Formulierung und Kommunikation klarer Nominierungsverfahren für 
die lokale Ebene (ähnlich der für Nationalratsabgeordnete) ist daher ein 
vielversprechendes Instrument, um Frauen, die grundsätzlich bereit wären, 
ein Amt zu übernehmen, anzusprechen (Eder, Fortin-Rittberger und 
Kroeber 2016). Auch die strikte Implementierung von Quoten gerade auf 
der niedrigsten Regierungsebene hat das Potential, mehr Frauen in lokale 
Ämter zu bringen (Davidson-Schmich 2015). 
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Mentoringprogramme 

Ein höherer Anteil von Frauen, die sich freiwillig bereit erklären, für poli-
tische Ämter zu kandidieren, ist Voraussetzung für eine Steigerung weib-
licher Präsenz im Nationalrat. Dazu muss die Attraktivität von Politik als 
Beruf gesteigert werden. Frauen müssen verstärkt Teil der politischen 
Netzwerke werden und ihr Vertrauen in ihre Führungskompetenzen sollte 
gestärkt werden. Eine der effizientesten Maßnahmen zu diesem Zweck 
sind Mentoringprogramme. Dass die Politik mehr Geld und Politiker*-
innen mehr Zeit für solche Programme zur Verfügung stellen trägt somit 
zu einem höheren Frauenanteil im Parlament bei. Die Ausgestaltung 
solcher Projekte obliegt dagegen meist Parteien, Stiftungen und Frauenor-
ganisationen. Als Best Practise gelten beispielsweise die Programme der 
maltesischen Arbeiterpartei sowie des Helene Weber Kollegs. Dass Bun-
desländer wie in Österreich die Organisatorenrolle einnehmen, ist in an-
deren Ländern eher ungewöhnlich. Unabhängig vom Organisator sollte 
aber auf drei Kriterien geachtet werden:  

Es sollten speziell Frauen angesprochen werden, denn sie bedürfen einer 
anderen Förderung als Männer. Die Programme sollten öffentlich 
ausgeschrieben werden, um neue Interessent*innen anzusprechen, für 
die die Übernahme eines politischen Amtes in Frage kommt, die sich aber 
bisher mit diesem Wunsch noch nicht an die Öffentlichkeit getraut haben. 
Zudem sollten Kandidat*innen für Ämter auf allen Regierungsebenen 
gesucht werden, denn die lokale und regionale Ebene ist ein wichtiger 
Rekrutierungsort für die nationalen Parteilisten (European Institute for 
Gender Equality 2016). 

 

Fazit 

Diese Studie führte die bis dato umfassendste Analyse der Repräsentation 
von Frauen im Nationalrat durch. Unsere Ergebnisse bestätigen in vielerlei 
Hinsicht die Ergebnisse internationaler Forschung. So ist eine gläserne 
Decke deutlich unterhalb der Geschlechterparität erreicht, die sich nur 
schwer durchbrechen lässt. Die Erklärungen für die Stagnation des 
Frauenanteils liegen sowohl auf der Angebots-, als auch auf der Nach-
frageseite. Es finden sich nicht ausreichend politisch ambitionierte und er-
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fahrene Kandidatinnen. Die Parteien fragen diese auch nur unzureichend 
nach. Insbesondere werden Frauen im Laufe der Listenerstellung durch 
die Parteien meist nur auf wenig erfolgsversprechenden Plätzen nominiert. 

Zugleich zeigt unsere Analyse der Nationalratswahl 2017, dass die politik-
wissenschaftliche Gender-Forschung noch dazulernen kann, wenn es um 
die Funktionsweise von Quoten in komplexen Wahlsystemen geht. Bisher 
gilt das Reißverschlusssystem als „best practise“ für Verhältniswahl-
systeme; dementsprechend wird dessen Umsetzung von vielen einge-
fordert. Die für Österreich charakteristische Kombination aus Listen auf 
drei Ebenen und sehr kleinen Regionalwahlkreisen, macht derartig ausge-
staltete Quoten jedoch ineffektiv. In dieser Hinsicht verhält sich das öster-
reichische Wahlsystem eher wie ein Mehrheitswahlsystem; folglich 
müssen auch Quoten gewählt werden, die eher in einem typischen Sys-
tem mit Einerwahlkreisen wie in Großbritannien zur Anwendung kämen.  

Ob durch Quoten oder andere Maßnahmen: Insgesamt müssen sich die 
Gesellschaft und die politischen Verantwortlichen in Österreich – wie in 
allen Industrieländern – verstärkt bemühen, den Frauenanteil im Parla-
ment zu erhöhen. Die Politik fungiert als Vorbild. Nur wenn sie mit gutem 
Beispiel vorangeht, können Maßnahmen zur Verbesserung der Positionen 
von Frauen in anderen Bereichen wie der Wirtschaft glaubwürdig einge-
fordert werden. Solange Frauen in Parteien, Parlamenten, Regierungen 
und Ministerien seltener vertreten sind als Männer wird es kaum möglich 
sein, Vorstände, Aufsichtsräte und Personaler*innen von den positiven 
Effekten eines höheren Frauenanteils zu überzeugen. Dies gilt auch für 
Quoten, denn wenn Parteien selbst ihre Quoten nicht einhalten, wird es 
schwierig, dies von anderen gesellschaftlichen Akteuren zu verlangen. 
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